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A. Einleitung 

Mit Kolumbien verbinden die meisten Europäer Drogen und Gewalt, Kaf-
fee, karibische Strände und Salsa. Doch spätestens beim Anflug auf Bo-
gotá wird sichtbar, dass es noch etwas gibt, das inzwischen nicht mehr aus 
Kolumbien wegzudenken ist: Blumenplantagen, die sich unter tausenden 
von Gewächshäusern befinden. Dahinter verbirgt sich eine Industrie, die 
besonders die Landesteile Cundinamarca und Antioquia prägt und auf-
grund ihrer großen Bedeutung und einer guten Lobbyarbeit wesentlichen 
Einfluss auf die Politik Kolumbiens ausübt, die darüber hinaus vielen nicht 
gut ausgebildeten Menschen Arbeitsplätze bietet und in nicht unerhebli-
chem Maß von staatlicher Unterstützung profitiert. Welche Rolle die Ar-
beitnehmer und ihre Rechte in dieser Erfolgsgeschichte eines Industrie-
zweigs spielen, ist eine Frage, der im Folgenden nachgegangen wird. 

Während der Arbeit an meiner Dissertation bin ich immer wieder ge-
fragt worden, wie ich auf dieses Thema gekommen sei. Zunächst einmal 
war es die letzte Wahlstation meines Referendariats, die mich dazu brach-
te, eine Dissertation über das Rechtssystem in einem Entwicklungsland zu 
schreiben. Absolviert hatte ich sie in einem Projekt zur Stärkung der Frau-
enrechte der Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit in Kambod-
scha, und bei einer in diesem Rahmen durchgeführten Studie über Frauen-
rechte in Südostasien erfuhr ich, wie oft gut gemeinte Gesetze verabschie-
det, aber in der Praxis nicht umgesetzt wurden. Zudem erlebte ich bei der 
Arbeit in Kambodscha, durch wie viele Akteure die Fortentwicklung des 
Rechts beeinflusst wird. Mir stellten sich daraufhin folgende Fragen: Ist es 
die mangelnde Umsetzung des Rechts, die in bestimmten Bereichen die 
Weiterentwicklung eines Landes hindert? Wenn ja, wie können die ver-
schiedenen Akteure dazu beitragen, das Recht so fortzuentwickeln, dass 
gleichzeitig auch dessen Umsetzung gewährleistet wird? Oder ist es die 
Ausgestaltung des Rechts selbst, die sich negativ auswirkt? Und welche 
Akteure sind an der Ausgestaltung mit welchen Interessen unmittelbar be-
teiligt?  

Diesen Fragen möchte ich in dieser Arbeit anhand des konkreten Bei-
spiels des Arbeitsrechts und seiner Umsetzung in der Schnittblumenindust-
rie in Kolumbien nachgehen. Bei Arbeitsrecht handelt es sich um ein 
Rechtsgebiet, das fast jeden Menschen sein Leben lang begleitet und die 
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existenziellen Lebensgrundlagen für die Masse der Bevölkerung betrifft. 
Zudem beeinflusst das Arbeitsrecht (neben anderen Faktoren) die Attrakti-
vität eines Wirtschaftsstandorts, was auch der Grund dafür ist, dass es viele 
Akteure gibt, die an der Entwicklung des Arbeitsrechts in einem Land Inte-
resse haben. Auf Kolumbien fiel meine Wahl aus wirtschaftlichen Grün-
den, weil dort die Blumenindustie als bedeutender Arbeitgeber mit einer 
einflussreichen Lobby eine große Rolle spielt: Kolumbien ist der zweit-
größte Exporteur von Schnittblumen nach den Niederlanden. Auch aus 
fachlichem Interesse bot sich Kolumbien an: Dort gibt es ein starkes und 
aktives Verfassungsgericht, das in besonderer Weise auf die Rechte von 
Arbeitnehmern einwirkt.  

Die Schnittblumenindustrie wählte ich aus, da es sich aufgrund mehre-
rer Aspekte um einen besonders interessanten und auch ungewöhnlichen 
Industriezweig handelt. Zum einen ist die Blumenindustrie ein nichttraditi-
oneller Wirtschaftssektor, der mit Unterstützung von internationalen Fi-
nanzinstitutionen und einigen Entwicklungsorganisationen in entsprechen-
den Entwicklungsländern mit dem passenden Klima und guten Verkehrs-
anbindungen angesiedelt wurde. Die meisten der Blumen werden von dort 
in die USA geliefert, wo Kolumbien einen Marktanteil von mehr als 60% 
hat, doch mehr und mehr Blumen werden auch nach Europa exportiert.1 
Aufgrund der Tatsache, dass nahezu alle Blumenexporte ins amerikanische 
und europäische Ausland gehen, ist die Blumenindustrie in besonderer 
Weise abhängig von der Weltwirtschaftskonjunktur und Währungsschwan-
kungen. Insofern ist es gerade bei einem solchen Sektor, der aus entwick-
lungspolitischen Gründen auf ausländische Initiativen hin in Kolumbien 
angesiedelt wurde, interessant, eine Bilanz aus der Perspektive der dorti-
gen Arbeitnehmer zu ziehen.  

Ein weiterer Aspekt, der die Blumenindustrie von anderen nichttraditio-
nellen Agrarsektoren unterscheidet, ist der hohe Anteil an Frauen unter den 
Arbeitnehmern. Daher stellt sich hier in besonderer Weise die Frage, wie 
mit Schwangerschaft und Mutterschutz umgegangen wird und ob Frauen 
dieselben Bedingungen und Chancen wie ihren männlichen Kollegen bei 
Lohn und Beförderung eingeräumt werden. Aus diesem Grund ist die Situ-
ation der Frauen auf den Blumenplantagen ein Schwerpunkt dieser Arbeit. 
Daneben gibt es in der Blumenindustrie – wie in anderen Sektoren in Ko-
lumbien allerdings auch – immer mehr Arbeitnehmer in so genannten aty-

                                                            
1 Popper, Helen, South American flower farmers pin hopes on Cubid, vom 10.02.2009, 

www.reuters.com/article/lifestyleMolt/idUSTRE51941U20090210 (27.06.2012); Gender and 
Trade, Floriculture in Columbia: Foreign exchange at the cost of exploitation of women, 
www.genderandtrade.org/gtinformation/164419/170662/170920/floriculture_in_columbia__
foreign_exchange_at_the/ (27.06.2012). 
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pischen Beschäftigungsverhältnissen, wozu z.B. befristete Arbeitsverhält-
nisse und Leiharbeit zählen.2 Auch damit und mit dem Einsatz von Genos-
senschaften, einer weiteren, im Grunde auch atypischen Beschäftigungs-
form, werde ich mich ausführlich in dieser Arbeit beschäftigen. Wichtige 
Aspekte werden außerdem die Arbeitszeiten und der Gesundheitsschutz in 
der Blumenindustrie sein – Themen, zwischen denen ein enger Zusam-
menhang besteht. Hier muss analysiert werden, ob die gesetzlichen Rege-
lungen ausreichend sind bzw. überhaupt beachtet werden. Nicht ausge-
blendet werden darf bei einer Beschäftigung mit dem Arbeitsrecht in 
Kolumbien ferner die Situation der Gewerkschaften: Kolumbien gilt welt-
weit als das gefährlichste Land für Gewerkschafter. Auch in der Blumen-
industrie werden deren Probleme sichtbar, wenngleich nicht in einem so 
extremen Ausmaß wie in manch anderen Wirtschaftszweigen. Trotz allem 
müssen Arbeitnehmer, die sich gewerkschaftlich engagieren wollen, zahl-
reiche Hürden überwinden. Die Untersuchung der Missstände in der Blu-
menindustrie dient also als Mittel, um die Mängel des Arbeitsrechts bzw. 
seiner Umsetzung in Kolumbien herauszuarbeiten. Ausgegangen bin ich 
dabei von der Annahme, dass das Gesetz keinen ausreichenden Schutz der 
Arbeitnehmer vorsieht, der kolumbianische Gesetzgeber dabei gegebenen-
falls hinter verfassungsrechtlichen Vorgaben und völkerrechtlichen Ver-
pflichtungen zurückbleibt und sich dies in der Blumenindustrie widerspie-
gelt. Inwieweit sich diese Annahme bestätigt, wird sich zeigen.  

Doch es soll nicht nur analysiert und bewertet werden, wie die Rechts-
lage ist, welche Folgen sie für einen Arbeitnehmer in der Blumenindustrie 
hat und in welchen Bereichen sie missachtet wird. Auch darauf eingangen 
wird, welche Akteure an der Entwicklung des Arbeitsrechts in Kolumbien 
besonders beteiligt sind. Neben dem Gesetzgeber als wichtigstem Akteur 
gibt es dabei vor allem einen weiteren, dessen Einfluss in der ganzen Ar-
beit thematisiert wird: das Verfassungsgericht. Allerdings hätte das Ver-
fassungsgericht das Arbeitsrecht nicht so weitgehend geprägt, wenn es sich 
in seiner Rechtsprechung nicht auch auf die Übereinkommen der Internati-
onalen Arbeitsorganisation hätte stützen können. Diese und andere für das 
Arbeitsrecht relevante internationale Übereinkommen und ihre Einbindung 
in die nationale Rechtsordnung werden deshalb in dieser Untersuchung 
immer wieder eine Rolle spielen. Neben der Internationalen Arbeitsorgani-
sation haben insbesondere die Weltbank und die USA Interesse an der 
Entwicklung des Arbeitsrechts und versuchen dieses zu beeinflussen. In-
wieweit ihnen das gelingt und welche Folgen das letztlich auch für die Ar-
beitnehmer in der Blumenindustrie hat, bedarf am Ende einer Analyse. 

                                                            
2 Bundeszentrale für politische Bildung, Atypische Beschäftigungsverhältnisse: Formen, 

Verbreitung, soziale Folgen, APuZ 27 (2009), S. 40. 





 

B. „Law and Development“ 

Diese Arbeit soll auch dazu anregen, über den Zusammenhang zwischen 
Recht und Entwicklung nachzudenken, also darüber, inwieweit sich Geset-
ze und ihre Umsetzung bzw. ihre fehlende Umsetzung auf den Einzelnen 
und die Gesellschaft auswirken. Damit folgt die Arbeit einer Reihe von 
Untersuchungen, die im Rahmen der ursprünglich amerikanischen Bewe-
gung „Law and Development“ gemacht wurden. „Law and Develoment“ 
ist ein Ausdruck, der im Allgemeinen die rechtliche Unterstützung für 
Entwicklungsländer und die damit verbundene wissenschaftliche Arbeit 
beschreibt.1 

Schon Max Weber beschäftigte sich im 19. Jahrhundert ausführlich mit 
der Frage, inwieweit ein Zusammenhang zwischen Recht und Entwicklung 
besteht.2 Eine systematische Auseinandersetzung mit Recht und Entwick-
lung entstand aber erst in den 1960er Jahren in den USA durch eine Grup-
pe von Juristen, die gesetzlichen Reformen mehr Bedeutung in der Ent-
wicklungszusammenarbeit zukommen lassen wollte und damit auf den Zug 
der – bisher von Ökonomen und Sozialwissenschaftlern geprägten – Ent-
wicklungswissenschaften aufspringen wollten.3 Sie war geprägt von der 
Annahme, dem Staat komme eine entscheidende und aktive Rolle zu, um 
eine Gesellschaft zu verändern und zu kontrollieren.4 Als Basis dienten 
wirtschaftswissenschaftlichen Theorien, die betonten, dass der Staat der 
Motor für Wirtschaftswachstum sei5, und Recht wurde als Instrument des 

                                                            
1 Trubek, David M., Law and Development, in: Smelser/Baltes (Hrsg.), 2001 International 

Encyclopedia of the Social & Behavioral Sciences, Oxford 2001, S. 8443. 
2 Nachweise z.B. bei Käsler, Dirk, Max Weber: Eine Einführung in Leben, Werk und 

Wirkung, 3. Auflage, Frankfurt 2003, S. 186. 
3 Bryde, Brun-Otto, Die Rolle des Rechts im Entwicklungsprozeß, in: Bryde, Brun-

Otto/Kübler, Friedrich (Hrsg.), Die Rolle des Rechts im Entwicklungsprozeß, Arbeiten zur 
Rechtsvergleichung, Frankfurt 1986, S. 9 (12); von Benda-Beckmann, Franz, „Recht und 
Entwicklung“ im Wandel, Verfassung und Recht in Übersee 41 (2008), S. 295 (300); Trubek 
(2001), S. 8443 (8444). 

4 Schmidbauer, Robert, Law and Development – Dawn of a new era? Manchester 2006, 
2 f. http://ssrn.com/abstract=899217 (26.02.2012); Trubek (2001), 8443. 

5 Sherman, Charles F., Law and Development Today: The New Developmentalism, in: 
German Law Journal 10 (2009), S. 1257 (1261). 
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Staates für ein effektives Eingreifen in die Wirtschaft betrachtet.6 Heute 
mag es verwundern, dass die Bedeutung von Recht so sehr auf wirtschaft-
liche Aspekte beschränkt wurde. Damals war dies aber nicht auf ein feh-
lendes Interesse an sozialer oder politischer Entwicklung zurückzuführen, 
sondern begründete sich in der Annahme, der Fortschritt in diesen Berei-
chen werde dem wirtschaftlichen Wachstum folgen.7 

Als das für Wirtschaftsentwicklung optimale, „moderne“ Recht sahen 
die Juristen das westliche Rechtssystem. Besonders deutlich zeigt sich dies 
an Marc Galanters „The Modernization of Law“8, in dem er das Modell 
eines westlichen Rechtssystems entwickelte und dieses einem traditionel-
len Rechtssystem – er orientierte sich dabei an dem indischen System – 
gegenüberstellte. Im Ergebnis konstatiert er (wenn auch nicht ohne kriti-
sche Auseinandersetzung), dass nur das westliche Modell Fortschritt für 
ein Land mit sich bringen könne.9 Dementsprechend festigte sich die Vor-
stellung, Reformen von Rechtssystemen und Gesetzen seien das geeignete 
Mittel, um Gesellschaften und ihr Verhalten in westlicher Weise zu mo-
dernisieren.10 Mit dieser Theorie gelang es, das Interesse von Entwick-
lungsorganisationen für dieses Thema zu wecken, die finanzielle Mittel für 
Rechtsprojekte in Entwicklungsländern bereitstellten, und es kam zu einem 
besonderen Zusammenspiel von „Forschung und ‚funding’“.11  

Doch die erhofften Ergebnisse traten nicht ein. Die angestrebte Moder-
nisierung durch „Westernisierung“, d.h. durch die Übernahme westlicher 
Gesetze und Rechtsinstitutionen in Entwicklungsländern, scheiterte an der 
Rechtsumsetzung, da die Vorschriften nicht dem kulturellen Hintergrund 
angepasst waren und daher häufig ignoriert wurden. Ursache dafür war die 
Mischung aus Idealismus und einer gewissen Naivität, mit der die damali-
gen juristischen Entwicklungshelfer ihre Projekte durchführten.12 So be-
trachteten sie Unterentwicklung als ein Ergebnis von lokalen Traditionen 
und Gewohnheiten, anstatt informelle Mechanismen und Gewohnheitsrecht 
als eine spezielle Art der Konfliktlösung zu sehen.13 Hinzu kamen Verwal-

                                                            
6 Trubek, David M., Introduction, in: Trubek, David M./Santos, Alvaro (Hrsg), The New 

Law and Econonomic Development. A critical appraisal, Cambridge 2006, S. 1. 
7 Trubek, David M., The “rule of law” in development assistance: past, present, and future, 

in: Trubek, David M./Santos, Alvaro (Hrsg.), The New Law and Econonomic Development. 
A critical appraisal, Cambridge 2006, S. 74 (75). 

8 Galanter, Marc, The Modernization of Law, in: M. Weiner, Modernization, 1966, 
S. 153 ff. 

9 Galanter (1966), S. 153 ff. 
10 Schmidbauer (2006), S. 4; Trubek (The „rule of law“, 2006), S. 74 (75). 
11 Bryde (1986), S. 9 (13). 
12 Bryde (1986), S. 9 (12 f.). 
13 Schmidbauer (2006), S. 5; Sherman (2009), S. 1261. 
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tungsdefizite und Korruption, die die Rechtsumsetzung behinderten, und 
eine zu geringe Berücksichtigung politischer Rahmenbedingungen.14 Selbst 
wenn in einigen Fällen wirtschaftliches Wachstum und eine effektivere 
Gesetzgebung und Rechtsprechung eintraten, förderte dies entgegen der 
Erwartungen der „Law and Development“-Bewegung nicht Demokratie 
und den Schutz individueller Rechte.15 Schließlich setzte sich um 1970 
herum die Ansicht durch, dass Rechtsentwicklung nicht von primärer Be-
deutung sei, und brachte das Erliegen von „Law and Development“ mit 
sich: „After a ‚short, happy life’ the movement was presumed dead“.16 In 
den darauf folgenden Jahren spielte Recht in der Entwicklungspolitik keine 
bedeutende Rolle. Schwerpunkte lagen auf der landwirtschaftlichen, tech-
nologischen und industriellen Unterstützung.17 

Bemerkenswerterweise kam die Kritik an dem Vorgehen in der juristi-
schen Entwicklungszusammenarbeit allerdings nicht von außen, sondern 
aus der Bewegung selbst heraus. Angeführt werden kann dafür insbesonde-
re der Beitrag „Scholars in Self-Estrangement“ von Trubek und Galanter18, 
in dem die Autoren die Krise der „Law and Development“-Forschung fest-
stellen und ihre eigene Naivität kritisieren. Die Vorstellung, ein ausländi-
sches Rechtsmodell ohne Rücksichtnahme auf den kulturellen, sozialen 
und politischen Kontext des betroffenen Entwicklungslandes zu exportie-
ren, war gescheitert.19 Diese Erkenntnis über Fehler führte aber nicht zu 
einer Reform der juristischen Arbeit in Entwicklungsländern, sondern zu 
einer nachlassenden Forschung in diesem Bereich.20 Rückblickend kann 
man aber durchaus positive Erfahrungen aus diesem ersten gescheiterten 
Versuch der juristischen „Missionsarbeit“ ziehen: Die Auseinandersetzung 
mit Problemen der Rechtsumsetzung und das Bewusstsein über Alternati-
ven zum Recht als Mittel der Konfliktlösung ermöglichten einen neuen 
Blick auf das eigene Recht und dessen mögliche Ineffizienz und beein-
flussten die Rechtssoziologie.21 

                                                            
14 Bryde (1986), S. 9 (14); Trubek (The “rule of law”, 2006), S. 74 (76). 
15 Trubek (The “rule of law”, 2006), S. 74 (79). 
16 Trubek (2001), S. 8443 (8444). 
17 von Benda-Beckmann (2008), S. 295. 
18 Trubek, David M./Galanter, Marc, Scholars in Self-Estrangement, in: Wisconsin Law 

Review 1974, S. 1062 ff. 
19 Arthur, Alexis: A Rule of Law for Women? Women, Law and Development in Colom-

bia, Australian National University ANU College of Law Research Paper No. 08-05, Canber-
ra 2008, S. 7, abrufbar unter http://ssrn.com/abstract=1129083 (26.06.2012); Trubek (2001), 
S. 8443. 

20 Bryde (1986), S. 9 (15). 
21 Bryde (1986), S. 9 (15). 
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Das Scheitern von „Law and Development“ brachte aber nur vorüberge-
hend die Abkehr von Recht als Instrument für Entwicklung mit sich. Al-
lerdings wandelte sich die Sicht auf die Rolle des Rechts: In den 1980ern 
setzte sich insbesondere bei den Internationalen Finanzinstituten die Auf-
fassung durch, allein der Markt sei Motor für Wohlstand und Wachstum.22 
Der Staat sollte möglichst wenig Einfluss ausüben; Ziel war es, durch Li-
beralisierung, Privatisierung und Deregulierung private Investoren anzu-
ziehen.23 Vor allem Weltbank und Internationaler Währungsfonds (IWF) 
prägten diesen Richtungswechsel, der sich 1990 im so genannten „Was-
hington Consensus“ äußerte. Dieser beinhaltete eine Reihe wirtschaftspoli-
tischer Maßnahmen, die von den Schuldnern durchgeführt werden und zu 
einer Steigerung des Wirtschaftswachstums und einer Senkung der welt-
weiten Armut führen sollten.24 Dazu zählten u.a. die Förderung von Infla-
tionskontrolle, Steuerreformen und Haushaltsdisziplin, die Privatisierung 
öffentlicher Unternehmen und Dienstleistungen, die Liberalisierung des 
Außenhandels und die Deregulierung der nationalen Wirtschaft25 in Ver-
bindung mit einem Schutz privater Rechte. Um diese Maßnahmen durch-
zusetzen, bedurfte es entsprechender Gesetze und Rechtsinstitutionen.  

Jedoch war es der Weltbank nicht ohne Weiteres möglich, diese The-
men auf ihre Agenda zu setzen, da ihre Befugnisse auf wirtschaftliche As-
pekte beschränkt waren.26 Gelöst wurde dieses Problem durch eine neue 
Definition dessen, was „wirtschaftlich“ war: So wurden die Gewährleis-
tung von Eigentumsrechten, das Primat vertraglicher Vereinbarungen und 
die Durchsetzbarkeit vertraglicher Forderungen, die Schaffung eines effek-
tiven Rechts- und Gerichtssystems und eines gut funktionierenden öffentli-
chen Dienstes neben der Privatisierung, Liberalisierung und Deregulierung 
als Voraussetzungen für wirtschaftliches Wachstum bezeichnet.27 In der 
Folge wurden auch diese Bereiche in die Bedingungen für Entwicklungs-
hilfeleistungen mit einbezogen und Vorgaben der Geberländer zur Ent-

                                                            
22 Rittich, Kerry, The future of law and development: Second generation reforms and the 

incorporation of the social, in: Trubek, David M./Santos, Alvaro (Hrsg.), The New Law and 
Econonomic Development. A critical appraisal, Cambridge 2006, S. 203 (209).  

23 Rittich (2006), S. 203 (209).  
24 Dieter, Heribert, Chancen und Risiken für Entwicklungsländer, in: Globalisierung, In-

formationen zur politischen Bildung, Heft 280 (2003), S. 34 (36).  
25 Rittich (2006), S. 203 (209 f.). 
26 Siehe dazu Art. IV, Abschnitt 10 der “Articles of Agreement of the IBRD”: “The Bank 

and its officers shall not interfere in the political affairs of any member; nor shall they be 
influenced in their decisions by the political character of the member or members concerned. 
Only economic considerations shall be relevant to their decisions, and these considerations 
shall be weighed impartially in order to achieve the purposes stated in Article I.” 

27 von Benda-Beckmann (2008), S. 295 (300). 
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wicklung des Rechts in einem Land somit Inhalt der Konditionalität für 
Entwicklungshilfe.28 Rechtsreformen sollten dabei vorwiegend dem 
Machtabbau staatlicher Institutionen und dem Schutz privater Rechte vor 
Eingriffen durch den Staat dienen.29 Dies bezog sich allerdings vorwiegend 
auf den Schutz privater geschäftlicher Interessen, während Recht als Ga-
rant von politischen und zivilen Rechten oder in seiner Schutzfunktion 
zugunsten der Schwachen und Benachteiligten keine Rolle spielte.30 Dem-
entsprechend fanden die Reformen vorwiegend im Privatrecht statt; anstatt 
des öffentlichen Rechts sollten privatrechtliche Regelungswerke zum 
Schutz von Eigentums- und Vertragsrechten die Wirtschaft bestimmen und 
staatliche Eingriffe dadurch verhindert werden.31 Die Gerichte sollten für 
die Durchsetzbarkeit vertraglicher Ansprüche sorgen.32 

Nicht nur die Internationalen Finanzinstitutionen rückten damit Rechts-
projekte wieder in den Mittelpunkt. Auch die asiatischen, deutschen, engli-
schen und skandinavischen Geberorganisationen verstärkten ihre Rechts-
projekte, so dass es zu einem regelrechten „neuen Boom des law and 
development Diskurses in der Entwicklungspraxis“ kam.33 Investitionen 
von multilateralen, bilateralen und privaten Akteuren in Milliardenhöhe 
wurden vorgenommen; „Law and Development“ wurde zum „big busi-
ness“.34 

Viele Entwicklungsländer setzten die Empfehlungen der Finanzinstitu-
tionen um; teils auf Druck des IWF, der nur dann Notfallkredite gewährte, 
wenn das betroffene Land den Rat des IWF umsetzte.35 Die Ziele des 
„Washington Consensus“ und der marktfreundlichen Politik wurden damit 
allerdings nicht erreicht. Verkannt wurde, dass die Marktreformen selbst 
unerwünschte soziale Auswirkungen hatten, gerade in ethnisch vielfältigen 
Staaten zu Konflikten führen konnten, bestimmte Gruppen wie Arbeiter-
nehmer oder Frauen besonders belasteten und Probleme wie beispielsweise 
Korruption oder Regierungsversagen auf diesem Weg nicht gelöst werden 
konnten.36 Im Gegenteil konnte die Privatisierungswelle sogar zu einer 

                                                            
28 Dann, Philipp, Ideengeschichte von Recht und Entwicklung, in: Dann, 

Philipp/Kadelbach, Stefan/Kaltenborn, Markus (Hrsg.), Entwicklung und Recht, im Erschei-
nen, 13 (22); von Benda-Beckmann (2008), S. 295 (300). 

29 Dann (im Erscheinen), S. 13 (21); Sherman (2009), S. 1257 (1264). 
30 Trubek (Introduction, 2006), S. 1 (2). 
31 Sherman (2009), S. 1257 (1264). 
32 Trubek (Introduction, 2006), S. 1 (6). 
33 von Benda-Beckmann (2008), S. 295 (300). 
34 Trubek (Introduction, 2006), S. 1 (2). 
35 Dieter (2003), S. 34 (36). 
36 Rittich (2006), S. 203 (213). 
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undurchsichtigen Güterverteilung führen und die Korruption ankurbeln.37 
Teilweise erlebten die Entwicklungsländer, die die Forderungen des „Was-
hington Consensus“ umsetzten, schwere wirtschaftliche Krisen.38 Als Bei-
spiel sei hier Argentinien genannt, das lange unter den Folgen litt und bei-
spielsweise hinsichtlich des Pro-Kopf-Einkommens im Jahr 2003 wieder 
auf dem Entwicklungsstand von 1993 war.39  

Außerdem wurde den Finanzinstitutionen der Vorwurf gemacht, die 
wirtschaftsliberalen Reformen in den Entwicklungsländern seien nur des-
halb gefordert und unterstützt worden, weil dadurch internationale Interes-
sen wie die Begleichung der Schulden, Marktzugang und Investitions-
schutz erreicht werden sollten, nicht aber das Wirtschaftswachstum des 
betreffenden Entwicklungslandes im Vordergrund stand.40 Ferner beschnit-
ten die Aktivitäten der Finanzinstitutionen die Souveränität der Staaten in 
einem beträchtlichen Ausmaß, indem sie massiv (eigentlich) interne politi-
sche Entscheidungen beeinflussten.41 Kritisiert wurde auch, dass Wachs-
tum alleine nicht zu einer Reduzierung der Armut führe.42 

Darüber hinaus wiederholten sich einige Fehler der ersten Phase des 
„Law and Development“: So ging man auch in dieser Zeit von einem „one 
size fits all“-Konzept aus, d.h. es gab ein „rule of law“-Modell, von dem 
man meinte, es könne auf alle Länder gleichermaßen angewandt werden. 
Dies ging wiederum einher mit Rechtstranfers und dem Glauben, rechtli-
che Reformen könnten von oben durchgeführt werden und würden trotz-
dem ohne weiteres akzeptiert.43  

In Folge des „Washington Consensus“, den schwerwiegenden wirtschaftli-
chen Problemen vieler Länder in Lateinamerika und der Finanzkrise in 
Asien 1997/1998 setzte sich mit der Zeit allerdings wieder die Erkenntnis 
durch, dass staatliche Interventionen in einem gewissen Maß notwendig 
sind, um Marktversagen zu korrigieren.44 Allerdings hat sich die Sicht auf 
die Rolle des Staates und des Rechts etwas geändert: Ersterer soll nicht 
mehr allein eine regulierende Rolle einnehmen, sondern ein „enabling sta-
te“ sein, also zwar private Rechte schützen, aber auch die Rahmenbedin-
gungen für das Florieren des Marktes schaffen.45 Das Recht wird aber nicht 

                                                            
37 Rittich (2006), S. 203 (212). 
38 Trubek (Introduction, 2006), S. 1 (6). 
39 Dieter (2003), S. 34 (37). 
40 Rittich (2006), S. 203 (206). 
41 Rittich (2006), S. 203 (206, 213). 
42 Trubek (Introduction, 2006), S. 1 (6). 
43 Trubek (The “rule of law” 2006), S. 74 (86). 
44 Trubek (Introduction, 2006), S. 1 (6). 
45 Rittich (2006), S. 203 (237). 
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mehr allein als Instrument für wirtschaftliche Entwicklung gesehen. Viel-
mehr wird die Reform von Gesetzen und Institutionen heute selbst als Ziel 
der Entwicklung betrachtet, so dass diese unabhängig von der Frage 
durchgeführt werden, ob sie tatsächlich zum wirtschaftlichen Wachstum 
beitragen.46 Dabei ist die Durchsetzung von Menschenrechten in der Ent-
wicklungszusammenarbeit in den Vordergrund gerückt47, anstatt dass al-
lein auf die wirtschaftliche Entwicklung abgestellt wird.  

Auch die internationalen Finanzinstitutionen wie Weltbank und IWF 
haben neben der Rolle von Eigentums- und Vertragsrechten die Bedeutung 
von Menschenrechten für ein Land erkannt48 und die Lösung sozialer Fra-
gen – zumindest in ihrer Rhetorik – als Ziel der Entwicklungszusammen-
arbeit eingeordnet.49 Die tatsächliche Umsetzung dieser Erkenntnis lässt 
allerdings in vielerlei Hinsicht noch auf sich warten. So vertritt die Welt-
bank trotz der veränderten Auffassung von Entwicklung nach wie vor die 
Meinung, dass Deregulierung und Liberalisierung Investitionen ankurbeln 
und zu Wirtschaftswachstum führen.50 Die Art und Weise ihrer Messun-
gen, ob ein Land wirtschaftlich auf dem richtigen Weg ist, stehen dabei 
nicht selten im Widerspruch zu der Verwirklichung von Menschenrechten, 
wie sich am Ende dieser Arbeit zeigen wird. Ferner wird nach wie vor ar-
gumentiert, dass Wirtschaftswachstum notwendig für die Gewährleistung 
der Menschenrechte sei, anstatt umgekehrt die Maßnahmen zur Ankurbe-
lung des Wirtschaftswachstums zugleich einer menschenrechtsfreundli-
chen Politik zu unterwerfen.51 David Trubek, Mitbegründer von „Law and 
Development“, wirft den Akteuren in der Entwicklungszusammenarbeit 
zudem vor, sie neigten nach wie vor zu der Auffassung, dass es ein 
Grundmodell gibt, das von allen Entwicklungs- und Schwellenländern be-
folgt werden soll.52 Außerdem wird angenommen, dass Juristen auch heute 
noch dazu tendieren, bei Rechtsberatung im Ausland die Lösung der Prob-
leme schnell in der Entwicklung neuer Gesetze zu sehen.53 Dies kann da-
rauf zurückgeführt werden, dass diese Juristen aus geschlossenen Syste-
men kommen, die in der Lage sind, aktuelle Probleme zu lösen und 

                                                            
46 Rittich (2006), S. 205; Trubek (Introduction, 2006), S. 1 (9). 
47 Bryde, Brun-Otto, Constitutional Law in „old“ and „new“ Law and Development, in: 

Verfassung und Recht in Übersee 41 (2008), S. 10 (14). 
48 Rittich (2006), S. 203 (225). 
49 Rittich (2006), S. 203 (207 f.). 
50 Rittich (2006), S. 203 (213). 
51 Rittich (2006), S. 203 (227). 
52 Trubek (2001), S. 8443 (8445). 
53 von Benda-Beckmann (2008), S. 295 (303); Faundez, Julio, Legal Reform in Develop-

ing and Transition Countries – Making Haste Slowly. Law, Social Justice & Global Develop-
ment 2000, www2.warwick.ac.uk/fac/soc/law/elj/lgd/2000_1/faundez/ (12.06.2013).  


